
Kantonale Unterschiede – rechtliche Grundlagen und Behördenpraxis

In welchen Kantonen ist die Führung
einer Arztpraxis in der Rechtsform
einer Kapitalgesellschaft möglich?

Bis vor wenigen Jahren entsprach es den allgemeingültigen gesetzlichen

Regeln, dass Ärzte ihren Beruf als selbständige Tätigkeit ausübten. Daraus

folgte, dass Arztpraxen in der Vergangenheit regelmässig als Einzelfirma oder

Personengesellschaft geführt wurden. Erst der – wenn auch nicht kantons-

übergreifende – Verständniswandel des Begriffs der selbständigen Erwerbs-

tätigkeit und vereinzelte Gesetzes- und/oder Praxisänderungen haben den er-

forderlichen Raum geschaffen, um in der Mehrheit der Kantone Arztpraxen

auch in Form einer Kapitalgesellschaft (Aktiengesellschaft/AG, Gesellschaft

mit beschränkter Haftung/GmbH) betreiben zu können.
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Einleitung
Gesetzes- und Praxisänderungen, aber auch der
Verständniswandel des Begriffs der selbständigen
Erwerbstätigkeit, haben in mehreren Kantonen
die Möglichkeit eröffnet, Arztpraxen als Kapi-
talgesellschaften zu führen. Diese Öffnung ent-
spricht dabei dem verbreiteten Wunsch vieler
medizinischer Leistungserbringer, ihre Praxis
als Aktiengesellschaft oder GmbH zu führen. Ur-
sprung dieses Wunsches sind in der Regel die Vor-
teile, die eine Kapitalgesellschaft mit sich bringt.
So wird einerseits ein vernetztes, disziplinenüber-
greifendes Dienstleistungsangebot ermöglicht.
Anderseits führt diese Gesellschaftsform bei ent-
sprechender Ausgestaltung aber auch zu einer an-
teilsmässigen Kosten- bzw. Auslagenreduktion.
Individuellere Gestaltungsmöglichkeiten in der
Gesellschaftsorganisation, die Zulässigkeit, Zweig-
niederlassungen zu gründen, und die Chance auf
eine Optimierung der Steuerbelastung sind wei-
tere Pluspunkte einer als Kapitalgesellschaft ge-
führten Praxis. Zudem bedeutet eine kapital-
gesellschaftlich organisierte Praxis auch eine ein-
fachere Übertragbarkeit derselben. Dies kann sich
insbesondere bei einer Nachfolgeregelung oder
bei mehreren Beteiligten vorteilhaft auswirken.
Nicht zuletzt wird bei wirtschaftlichen Misserfol-
gen das Haftungssubstrat grundsätzlich auf das
eigentliche Gesellschaftsvermögen beschränkt.
Eine weitergehende Haftung statuiert aber bei-
spielsweise Art. 9 Abs. 4 des Rahmenvertrages
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In welchen Kantonen ist
die Führung einer Arztpraxis
in der Rechtsform einer Kapital-
gesellschaft möglich?

In der letzten Zeit häufen sich Anfragen nach der

Zulässigkeit der Führung einer Arztpraxis in Form

einer AG oder einer GmbH. Da die Zuständigkeit

zur Beantwortung dieser Frage bei den Kantonen

liegt, gilt es als erstes die jeweiligen kantonalen

Gesetze zu konsultieren. Diese enthalten jedoch

nur in den wenigsten Fällen eine explizite Rege-

lung, weshalb zur Beantwortung der Zulässigkeits-

frage zusätzliche Materialien herangezogen wer-

den müssen. Eine abschliessende Antwort findet

sich, abgesehen von wenigen Ausnahmen, sodann

in der jeweiligen kantonalen Behördenpraxis. Die-

ser Artikel soll nun insbesondere einen Überblick

über die jeweilige Ausgestaltung der kantonalen

Behördenpraxis verschaffen. Mit Hilfe dieses Über-

blicks soll es künftig möglich sein, die Frage nach

der ungewissen kantonalen Zulässigkeit schneller

beantworten zu können.
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FMH-santésuisse, welcher eine solidarische Haf-
tung für Vertragsverletzungen der in einer juris-
tischen Person arbeitenden Ärzte vorsieht, sofern
diese unter einer einzigen Registernummer tätig
sind. Da die santésuisse seit geraumer Zeit die
Registernummern nur noch einzelnen Ärzten er-
teilt, kann dieser Artikel im heutigen Zeitpunkt
für eine Haftungsverschärfung nicht herange-
zogen werden. Dies insbesondere auch vor dem
Hintergrund, dass die rechtliche Durchsetzbar-
keit dieser Bestimmung an sich nicht unbestrit-
ten ist.

Vorliegend soll nun aufgezeigt werden, wel-
che gesetzlichen – eidgenössischen oder kanto-
nalen – Grundlagen in die Beantwortung der
Frage nach der Zulässigkeit der Führung einer
Arztpraxis in der Form einer Kapitalgesellschaft
einfliessen. Zudem soll aber auch die weit bedeu-
tendere kantonale Behördenpraxis beleuchtet
werden, die mehrheitlich abschliessend entschei-
det, ob eine medizinische Kapitalgesellschaft im
jeweiligen Kanton als zulässig erachtet wird.

Gesetzliche Grundlage
Die Zulässigkeit des Betriebes einer Arztpraxis im
Kleid einer Kapitalgesellschaft richtet sich zu-
nächst nach den gesetzlichen Grundlagen. Im eid-
genössischen Recht ist insbesondere das Kranken-
versicherungsgesetz (KVG) zu berücksichtigen.
So sieht Art. 36 f. KVG ausdrücklich die Möglich-
keit vor, als angestellter Arzt ausserhalb des Spi-
talbetriebs tätig zu sein. Mangels anderslautender
eidgenössischer Normen ist eine Leistungserbrin-
gung innerhalb einer Kapitalgesellschaft folglich
zulässig. Diese Möglichkeit bleibt aber so lange
eine theoretische, als dass die Erteilung der jewei-
ligen Berufsausübungs- und Praxisbewilligung
des einzelnen medizinischen Leistungserbringers
kantonal geregelt ist. So kann jeder Kanton für
sich entscheiden, ob er einem Arzt eine Praxis-
bzw. Betriebsbewilligung zur Führung einer Ka-
pitalgesellschaft ausstellen will. Die Kantone sind
der Regelung dieser Bewilligungsvoraussetzungen
in einem formellen Gesetz jedoch weder vollum-
fänglich noch einheitlich nachgekommen. Drei
Viertel aller deutschsprachigen Kantone sehen in
ihren kantonalen Gesundheitsgesetzen gar keine
Regelung vor, einige wenige verbieten bzw. be-
willigen einen solchen Zusammenschluss expli-
zit und wieder andere lassen einen solchen Zu-
sammenschluss durch Auslegung ihrer Gesetze
praxisgemäss zu bzw. verbieten einen solchen. In
Kenntnis der fehlenden gesetzlichen Grundlage
sind gegenwärtig einige wenige Kantone (AG,
NW, OW, SG, ZH und ZG) dabei, ihr kantonales
Gesundheitsgesetz zu revidieren oder haben ein
revidiertes Gesetz eben in Kraft gesetzt. Ob nach

der Gesetzesrevision der Betrieb einer Arztpraxis
in Form einer Kapitalgesellschaft zulässig sein
wird, ist im heutigen Zeitpunkt jedoch noch
mehrheitlich ungewiss.

Standesrecht
Doch selbst für den Fall, dass sich die kantonale
gesetzliche Grundlage nicht gegen den Zusam-
menschluss von Ärzten in einem Unternehmen
mit juristischer Persönlichkeit ausspricht, bedeu-
tet dieses Fehlen noch keine Garantie, dass eine
derartige Verbindung voraussetzungslos möglich
ist. Neben der gesetzlichen Grundlage könnte zur
Beantwortung der Zulässigkeit vielmehr auch
ein entsprechendes Standesrecht eine entschei-
dende Rolle spielen. So sprach sich beispielsweise
das Standesrecht der Schweizerischen Zahnärzte-
gesellschaft (SSO) bis zum 1. Oktober 2007 expli-
zit gegen die Möglichkeit der Führung einer Praxis
in der Rechtsform einer juristischen Person aus.
Im Gegensatz dazu enthält die überkantonale
Standesordnung der Verbindung der Schweizer
Ärztinnen und Ärzte (FMH) kein Verbot, den Arzt-
beruf als angestellter Arzt auszuüben. Vielmehr
hat die FMH als Dachorganisation der Schweize-
rischen Ärzteschaft die Rechtsform der Arztpraxis
bewusst offen gelassen. Dies einerseits, um zu ge-
währleisten, dass die FMH-Standesordnung für
alle Mitglieder der FMH anwendbar ist, und an-
derseits, um angestellte Ärzte – beispielsweise in
HMO-Praxen – nicht in eine standesrechtliche Il-
legalität abzudrängen. Mangels entsprechender
Auflagen der FMH-Standesordnung hinsichtlich
der Führung einer medizinischen Kapitalgesell-
schaft wird der Gestaltungsfreiraum der Mitglieder
der FMH standesrechtlich somit nicht einge-
schränkt. Im Zusammenhang mit der Praxisor-
ganisation sind gleichwohl einige wenige standes-
rechtliche Auflagen zu beachten, die die Rechts-
sicherheit der Patienten sicherstellen sollen, wie
die Betreuungskontinuität, eine ausreichende
Haftpflichtversicherung und Klarheit hinsicht-
lich des Behandlungsvertrages.

Behördenpraxis
Wie vorgängig bereits erwähnt, kennen die we-
nigsten Kantone eine gesetzliche Regelung, die
sich zur Frage der Zulässigkeit der Führung einer
medizinischen Kapitalgesellschaft verbindlich
äussert. Dies führt dazu, dass der Auslegung der
kantonalen Gesetze bzw. der Beachtung der kan-
tonalen Behördenpraxis grösste Bedeutung zu-
kommt. Weshalb sich Kantone dabei für oder
gegen die Führung einer Arztpraxis als Kapital-
gesellschaft aussprechen, hat ihren Ursprung
grösstenteils im unterschiedlichen Verständnis
der gesetzlichen Norm, welche besagt, dass die
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R e c h t T R I B Ü N E
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ärztliche Tätigkeit als selbständige Erwerbstätig-
keit auszuüben ist. Weiter werden aber auch das
Schutzbedürfnis der Patienten, die aufwendigere
Kontrolle der Ärzte und eine allfällige fehlende
Transparenz hinsichtlich der Gesellschaft als
Begründung für ein Verbot vorgebracht. Diese
unterschiedliche und uneinheitliche Behörden-
praxis macht schnelle Abklärungen im Vorfeld
einer konkret beabsichtigten Gesellschaftsgrün-
dung äusserst schwierig. Dies umso mehr, als
gewisse kantonale Behörden gegenwärtig eine
Praxisänderung in Betracht ziehen und deshalb
keine abschliessenden Auskünfte erteilen können.

Im Wissen um diese bestehende Problematik
sind wir der Frage nach der jeweiligen kantona-
len Zulässigkeit nachgegangen. So haben wir bei
allen Deutschschweizer Kantonen entsprechende
Abklärungen vorgenommen und Umfragen mit-
tels Fragebögen getätigt. Die daraus fliessenden
Erkenntnisse wurden in eine schematische Auf-
stellung (Tab. 1) übernommen, bei der wir uns
aufgrund des beabsichtigten Übersichtscharak-
ters auf einige wenige Punkte beschränken muss-
ten. Insbesondere war es uns nicht möglich, alle
kantonalen Ausnahmen und Ergänzungen in der
Übersicht aufzuzeigen. Die Übersicht zeigt hin-
gegen auf, welche Kantone eine medizinische
Kapitalgesellschaft zulassen und welche nicht
bzw. auf welche Grundlagen sich diese Aussage
stützt. Zudem werden auch Fragen nach der Aus-
gestaltung der Bewilligungserteilung aufgegrif-
fen.

Fazit
Zur Beantwortung der Frage nach der Zulässig-
keit der Führung einer Arztpraxis in Form einer
Kapitalgesellschaft kommt, aufgrund der vor-
angegangenen Erläuterungen, insbesondere der

kantonalen Behördenpraxis grosses Gewicht zu.
Hat sich ein Kanton, sei es per Gesetz oder Behör-
denpraxis, erst einmal für die Zulässigkeit einer
medizinischen Kapitalgesellschaft ausgesprochen,
so empfiehlt es sich im Vorfeld einer beabsichtig-
ten Gründung, unter anderem folgende Themen
näher zu beleuchten, um anschliessend entschei-
den zu können, ob eine Gründung tatsächlich
sinnvoll und zweckmässig erscheint:
– Vorteile einer kapitalgesellschaftlich geführ-

ten Arztpraxis;
– Gründungsprozedere bzw. -art (bspw. Grün-

dung mittels Sacheinlage);
– Gründungskosten;
– Erteilung der ZSR-Nummer;
– Frage der Anwendbarkeit des Medizinalberufe-

gesetzes;
– allfällige Anwendbarkeit des Binnenmarkt-

gesetzes;
– Aktionärbindungsverträge;
– Aspekte des Haftpflichtrechts;
– Aspekte des Steuerrechts – entstehen durch

die Gründung steuerliche Vorteile?
– Verantwortlichkeit der Ärzte gegenüber Pa-

tienten und Versicherern.
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